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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung 
zur Unterrichtung vorgelegten Vorschläge 
der Kommisson der Europäischen Gemeinschaften für 

a) eine Verordnung des Rats über die Anwendung der gemein- 
samen Liste zur Liberalisierung der Einfuhren aus Dritt- 
ländern auf die französischen Überseedepartements 

b) eine Verordnung des Rats über die Anwendung des gemein- 
samen Verfahrens über die Verwaltung von mengenmäßigen 
Einfuhrkontingenten in der Gemeinschaft auf die französi- 
schen Überseedepartements 

c) eine Verordnung des Rats über die Anwendung der be- 
sonderen Einfuhrregelung für bestimmte Erzeugnisse aus 
bestimmten Drittländern auf die französischen Übersee- 
departements 

d) eine Entscheidung des Rats zur Ermächtigung Italiens, bei 
der Einfuhr bestimmter auf der gemeinsamen Liberalisie- 
rungsliste stehender Erzeugnisse mit Ursprung und Her- 
kunft in Japan gegebenenfalls mengenmäßige Beschrän- 
kungen einzuführen 

— Drucksache V/3142 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lange 


Die obengenannten Verordnungsvorschlage der 
Kommission — Drucksache V/3142 — wurden mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 15. Juli 1968 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
zur Beratung überwiesen. 

Die Verordnungsvorschlage a) bis c) haben aus- 
sdiließlich formalrechtliche Bedeutung, um die An- 
wendung der vom Rat der EWG beschlossenen 
handelspolitischen Vorschriften auf die französischen 
Überseedepartements sicherzustellen. 


Zu d) 

Der Entscheidungsvorschlag der Kommission muß 
zusammen mit der Liberalisieriingsverordnung 
gesehen werden. In dieser Liberalisierungsverord- 
nung ist in Artikel 2 ein Verbot an die Mitglied- 
staaten enthalten, für die in der Liberalisierungs- 
liste genannten Waren gegenüber den ebenfalls in 
dieser Liste aufgeführten Ländern mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkungen einzuführen. Dieses Verbot 
kann grundsätzlich nur durch ein gemeinschaft- 
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liches Entliberalisierungsverfahren aufgehoben wer- 
den. Ausnahmsweise kann der Rat aber auch einen 
einzelnen Mitgliedstaat zur Entliberalisierung er- 
mächtigen. Gedacht ist hier an Einzelfälle von 
Marktstörungen, die sich auf einen Mitgliedstaat 
beschränken. 

Der Entscheidungsvorschlag enthält nun für 
46 Positionen der Liberalisierungsliste (von 830 Po- 
sitionen) insgesamt bereits vorab eine Ermächtigung 
für Italien, gegenüber Japan mengenmäßige Be- 
schränkungen einzuführen. Italien bezeichnet diese 
Positionen unter Berufung auf das Fehlen einer 


‘t 

handelsvertraglichen Schutzkiausel gegenüber Japan 
als nur „versuchsweise" liberalisiert. 

Der Entscheidungsvorschlag gilt nur solange, bis 
gegjenüber Japan für die betreffenden Erzeugnisse 
eine gemeinsame Handelspolitik festgelegt ist. Auf 
jeden Fall wird die Entscheidung zusammen mit der 
Liberalisierungsverordnung noch vor Ende der 
Übergangszeit überprüft. Solange die Handelspolitik 
der Mitgliedstaaten noch nicht materiell voll über- 
einstimmt, ist eine gewisse Rücksichtnahme kaum 
vermeidbar. 


Bonn, den 17. Oktober 1968 


Erwin Lange 
Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Verordnungs- und Entscheidungsvorschlä- 
gen — Drucksache V/3142 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 17. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 
Vorsitzender 


Erwin Lange 
Berichterstatter 



